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Planfeststellungsbeschluss fiir die Erneuerung des Rauenthaler Tunnels - Klageverzicht

Grund der Vorlage

Planfeststellungsbeschluss des Eisenbahn Bundesamtes

Beschlussvorschlag

Die Stadt Wuppertal verzichtet auf die Erhebung einer Klage gegen den Planfeststellungs-
beschluss.

Einverstandnisse

entfallt

Unterschrift

Minas

Begrundung

Das Eisenbahn Bundesamt hat den Planfeststellungsbeschluss am 04.10.2022 gefasst und der
Stadt Wuppertal als Trager offentlicher Belange per Email am 12.10.2022 zugestellt. Innerhalb
eines Monats nach Zustellung hat die Stadt Wuppertal nun die Mdglichkeit, Klage gegen den Plan-
feststellungsbeschluss beim OVG Miinster zu erheben.

Fur die Entscheidung Uber eine Klageerhebung kann innerhalb der Monatsfrist kein Ratsbeschluss
im regularen Sitzungsturnus erreicht werden. Zugleich ist es in Abstimmung mit den betroffenen
Fachbehdrden naheliegend auf eine Klageerhebung zu verzichten, weil sie z.T. definitiv nicht be-
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grindbar ware und ansonsten die Aussicht auf einen Klageerfolg derart gering ware, dass dies in
Anbetracht der Geringfligigkeit des Streitgegenstandes nicht gerechtfertigt erscheint.

Neben zahlreichen Zugestdndnissen, zumeist in Form von Auflagen im Planfeststellungsbe-
schluss, hat das Eisenbahn Bundesamt folgende Forderungen der Stadt Wuppertal abgelehnt:

Die Einbeziehung der Anschuttung von Ausbruchmaterial in Form einer Rampe vom Nordportal
des Langerfelder Tunnels in Richtung SpitzenstralRe (spatere Radtrasse) in die Eingriffsbilanzie-
rung wurde abgelehnt. Aufgrund der prinzipiell nachvollziehbaren Begriindung und der ver-
gleichsweise geringen Bedeutung erscheint eine hierauf bezogene Klagebegrindung nicht an-
gemessen.

Ein von der UNB angeregtes zusatzliches Fledermausquartier am Stdportal wurde abgelehnt.
Da der artenschutzrechtliche Ausgleich durch andere Maflinahmen rechtlich ausreichend be-
ricksichtigt worden ist, war der Vorschlag der UNB nicht als Forderung, sondern als Anregung
formuliert. Die Entscheidung des Eisenbahn Bundesamtes ist deshalb rechtlich nicht anfecht-
bar.

Eine qualitativ héherwertige Gestaltung der sudlichen Tunnelportale wurde aus technischen und
wirtschaftlichen Grunden abgelehnt. Eine Klagebegriindung zur Durchsetzung hdherer Stan-
dards ist nicht méglich.

Der Hinweis der Stadt auf einen neuen Schulstandort (7. Gesamtschule) im Hinblick auf einen
mglw. dauerhaften S-Bahn-Haltepunkt wurde zur Kenntnis genommen, aber nicht als Gegen-
stand des Planfeststellungsverfahrens angesehen. Eine Klagebegriindung wére daraus nicht
ableitbar.

Die Abstimmungen zu den geforderten GewasserschutzmafRnahmen sind noch nicht abge-
schlossen. Die Erhebung einer Klage gegen den Planfeststellungsbeschluss wird von der UWB
aufgrund der weitreichenden Berlcksichtigung ihrer Bedenken nicht fur erforderlich angesehen
und erscheint aufgrund des mittlerweile weitgehenden Einvernehmens auch nicht begriindbar.

Der wohl kritischste Aspekt ist die fehlende Abstimmung der Einrichtungen fir den Schienener-
satzverkehr (SEV). Das Eisenbahn Bundesamt hat anhand einer Variantenuntersuchung Uber
denkbare Positionierungen einer temporaren Bushaltebucht und vor dem Hintergrund des 6f-
fentlichen Interesses an einer ziigigen Durchfiihrung der BaumalRnhahme entschieden, dass kei-
ne Bushaltebucht mehr in Betracht kommt. S&mtliche Varianten hatten zur Folge, dass Grund-
stiicke Dritter in Anspruch genommen werden muissten und / oder zusatzliche naturschutzrecht-
liche Eingriffe erfolgen missten, was eine erneute Beteiligung erfordern und somit zu einer wei-
teren zeitlichen Verzégerung fiihren wiirde. Stattdessen kommt als Haltestelle fiir den SEV nur
noch die bestehende Bushaltestelle auf der Badischen Straf3e in Betracht, bei der der Bus auf
der Fahrbahn halt.

Die Aussage im Planfeststellungsbeschluss, die Stadt habe keine Riickmeldung auf eine Vari-
antenuntersuchung fir Bushaltebuchten gegeben, ist im Grunde nicht zutreffend, weil die Ab-
stimmungen mit der DB Netz AG Uber diese und weitere Varianten noch nicht abgeschlossen
war. Deshalb konnte noch keine abschlielende Stellungnahme seitens der Stadt gegentber
der Planfeststellungsbehdrde erfolgen. In Kenntnis des Planfeststellungsbeschlusses hat die
DB Netz AG gegenuber der Stadt aber dargelegt, die Abstimmung auch tber abweichende L6-
sungen in Form einer Bushaltebucht mit der Stadt weiterfihren zu wollen. Sollte hierzu eine
einvernehmliche Losung gefunden werden, kann ggf. ein Plananderungs- oder -
erganzungsverfahren erforderlich werden, weil u.U. neue Betroffenheiten geregelt werden mus-
sen. Dieses Verfahren misste dann von der DB Netz AG beim Eisenbahn Bundesamt bean-
tragt werden. Der Zeitverlust kann nach Einschatzung der Stadt durch ein begrenztes Beteili-
gungsverfahren moglichst gering gehalten werden. Wirde keine einvernehmliche Losung ge-
funden und der SEV wirde gemal Planfeststellungsbeschluss die bestehende Haltestelle auf
der Badischen Stral3e nutzen, kann die Stralenverkehrsbehorde der Stadt keine Gewahr dafir
Ubernehmen, dass der SEV-Betrieb auch im Hinblick auf die gesamte Verkehrssituation in die-
sem Bereich reibungslos funktionieren wird. Die DB Netz AG tragt damit die volle Verantwor-
tung fur ihre Bewertung, dass die entstehenden verkehrlichen Einschrankungen ,mittels ver-
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kehrslenkender MafRnahmen und einem auf optimierte Standzeiten der SEV-Busse optimierten
Zeitmanagements handelbar” sind.

Eine erfolgversprechende Klagemdglichkeit flir die Stadt ist auch zu diesem Punkt nicht gege-
ben. So waren die Einrichtungen fur den SEV nicht Gegenstand des Planfeststellungsverfah-
rens, sondern nur die Abstimmung eines entsprechenden Konzepts. Ferner ist die Begriindung
des Eisenbahn Bundesamtes durchaus tragfahig, dass ein 6ffentliches Interesse an einer ,zligi-
gen Durchfuhrung” besteht. Letztlich wirde gerichtlich auch nur geprift werden kénnen, ob der
SEV an der bestehenden Bushaltestelle unter theoretischen Gesichtspunkten abwickelbar ist.
Praktische Erfahrungen z.B. Uber die unzureichende Einhaltung eines vorgegebenen Zeitma-
nagements durch die Fahrer entziehen sich einer gerichtlichen Uberpriifung.

Im Ergebnis wird letztlich empfohlen, auf die Erhebung einer Klage gegen den Planfeststellungs-
beschluss zu verzichten.

Die Bezirksvertretung Langerfeld-Beyenburg, der Ausschuss fur Stadtentwicklung und Bauen und
der Ausschuss fur Verkehr, die im Rahmen der Beschlussfassung tber die stadtische Stellung-
nahme beteiligt wurden, erhalten einen ausfihrlichen Bericht tber die vom Eisenbahn Bundesamt
getroffenen Entscheidungen sowie Uber den Ratsbeschluss zum Klageverzicht.

Klimacheck

Hat das Vorhaben eine langfristige Auswirkung auf den Klimaschutz und/oder die Klimafolgenan-
passung?

neutral /nein

1 ja, positive Auswirkungen
1 ja, negative Auswirkungen
Begrindung:

Der Bericht Uiber das Planfeststellungsverfahren sowie die Entscheidung der Verwaltung, aus den
genannten Grinden auf eine Klage gegen den Planfeststellungsbeschluss zu verzichten haben
keine Auswirkungen auf den Klimaschutz und / oder die Klimafolgenanpassung. Die Baumal3nah-
me der DB Netz AG selbst ist nicht Gegenstand dieser Bewertung; im Hinblick auf die damit ver-
bundene Verbesserung der OPNV-Infrastruktur wére die BaumafRnahme mit positiven Auswirkun-
gen zu bewerten.

Anlagen

keine

Seite: 3/3



	Grund der Vorlage
	Beschlussvorschlag
	Einverständnisse
	Unterschrift
	Begründung
	Klimacheck
	Anlagen

